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Mandanteninformation für Steuerrecht Arbeitnehmer 
1. Doppelte Haushaltsführung: Kosten auch in einem Wegverlegungsfall abziehbar? 

Eine aus beruflichem Anlass begründete doppelte Haushaltsführung kann auch dann vorliegen, 
wenn der bisherige Haupthausstand aus privaten Gründen vom Beschäftigungsort wegverlegt 
und in der beibehaltenen Wohnung ein Zweithaushalt begründet wird. 
Hintergrund 

Die Kläger sind beide Arbeitnehmer und hatten bis zum Streitjahr 2016 ihren Lebensmittelpunkt in Y. In 
der Steuererklärung für das Jahr 2016 gaben sie an, dass sie den "Haupthausstand" und damit den 
Lebensmittelpunkt im Jahr 2016 nach H verlegt hätten. Die Klägerin habe jedoch die Wohnung in Y als 
Zweitwohnung beibehalten und sei von dort – im Rahmen einer doppelten Haushaltsführung – ihrer 
Berufstätigkeit nachgegangen. 

Das Finanzamt hat jedoch die für die doppelte Haushaltsführung geltend gemachten Kosten nicht als 
Werbungskosten anerkannt, da sich nach der Gesamtwürdigung aller Umstände der Lebensmittel-
punkt weiter in Y befunden habe. Die Kläger begehren im Klageverfahren weiter den Abzug der Kosten 
für eine doppelte Haushaltsführung als Werbungskosten. 

Entscheidung 

Das FG hat die Klage als unbegründet zurückgewiesen. Es hat zwar bestätigt, dass grundsätzlich eine 
aus beruflichem Anlass begründete doppelte Haushaltsführung auch dann vorliegen könne, wenn ein 
Steuerpflichtiger seinen bisherigen Haupthausstand aus privaten Gründen vom Beschäftigungsort 
wegverlege und daraufhin in der dort beibehaltenen Wohnung einen Zweithaushalt begründet, um von 
dort seiner bisherigen Beschäftigung nachzugehen. 

Nach Würdigung des umfangreichen Sachvortrags hat das FG jedoch entschieden, dass sich der Le-
bensmittelpunkt der Kläger weiter in Y befunden habe, weil sich die Kläger im Wesentlichen an dem 
Haupthausstand in Y aufgehalten hätten. Außerdem sei davon auszugehen, dass sich bei einem ver-
heirateten Arbeitnehmer der Lebensmittelpunkt grundsätzlich an dem Ort befinde, an dem auch der 
Ehegatte wohne. 

Im Streitfall sei es für die Annahme des Lebensmittelpunktes in H nicht ausreichend, wenn die Klägerin 
nicht am örtlichen Gemeindeleben teilgenommen, dort keine Tageszeitung bezogen hätte und auch 
nicht ersichtlich sei, welche sozialen Kontakte sie und ihre Kinder an dem betreffenden Ort oder des-
sen Umgebung hatten. 

2. Klage auf Auszahlung der Energiepreispauschale: Arbeitgeber ist der falsche Beklagte 

Die sog. Energiepreispauschale wurde i. d. R. vom Arbeitgeber an Arbeitnehmer ausbezahlt. 
Trotzdem kann ein Arbeitnehmer seinen Arbeitgeber nicht auf Auszahlung der Energiepreis-
pauschale verklagen, da der Arbeitgeber nicht Schuldner der Pauschale ist. Stattdessen muss 
der Anspruch gegenüber dem Finanzamt geltend gemacht werden. 
Hintergrund 

Eine angestellte Verkäuferin erhielt von ihrem wirtschaftlich angeschlagenen Arbeitgeber in den Mona-
ten bis zur Eröffnung eines Insolvenzverfahrens weder Arbeitsentgelt noch die Energiepreispauschale 
von 300 EUR ausgezahlt; der Arbeitgeber gab in dieser Zeit keine Lohnsteuer-Anmeldungen ab (Insol-
venzgeldzeitraum). Nachdem der Frau gekündigt worden war, verklagte sie ihren Arbeitgeber u. a. auf 
Auszahlung der Energiepreispauschale. 

Entscheidung 
Das FG entschied, dass der Arbeitgeber nicht Schuldner der Energiepreispauschale war und der Klage 
somit das Rechtsschutzinteresse fehlte. Arbeitgeber erfüllen durch die Auszahlung der Energiepreis-
pauschale weder eine arbeitsvertragliche Leistungspflicht noch eine Zahlungspflicht, die ihnen als 
selbst zu erbringende Arbeitgeberleistung durch den Gesetzgeber auferlegt worden ist. Sie treten le-
diglich als Zahlstelle auf. Solange die Pauschale noch nicht ausgezahlt worden ist, muss der Arbeit-
nehmer sie gegenüber dem Finanzamt (durch Abgabe einer Einkommensteuererklärung) geltend ma-
chen. 
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Gibt ein Arbeitgeber wie im vorliegenden Fall keine Lohnsteuer-Anmeldungen ab, erfolgt die Auszah-
lung der Energiepreispauschale zudem nicht durch den Arbeitgeber. Durch diese gesetzliche Rege-
lung konkretisiert der Gesetzgeber die Funktion des Arbeitgebers als bloße Zahlstelle, denn dieser soll 
durch die Energiepreispauschale nicht selbst finanziell belastet werden. Vielmehr soll er den Betrag 
der Energiepreispauschale aus dem Gesamtbetrag der von ihm einzubehaltenden Lohnsteuer ent-
nehmen, sodass er keine Beträge vorfinanzieren muss. 


